Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/ 2066 


Der Bundesminister 
des Auswärtigen 

L 1 - 86.13 


Bonn, den 11. August 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Jahresbericht des Ministerrates der WEU 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordenten Blachstein, Blumen- 
feld, Dr. Rutschke und Genossen 
— Drucksache V/2051 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Welches ist die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem 
Beschluß der Versammlung der Westeuropäischen Union vom 
15. Juni 1967, den 12. Jahresbericht des Rates der WEU zurück - 
zu weisen und um einen neuen Bericht zu ersuchen? 


Die Bundesregierung erkennt die Bedeutung, die in dem Be- 
schluß der Versammlung der WEU liegt, den Jahresbericht des 
Ministerin ies zurückzuweisen. Sie wird alle Bestrebungen un- 
terstützen, die geeignet sind, das Verhältnis zwischen Rat und 
Versammlung wieder zu verbessern. Sie würde Gespräche mit 
verantwortlichen Vertretern der Versammlung begrüßen. Wenn 
auch die Neuvorlage des Jahresberichtes aus prinzipiellen Er- 
wägungen — der Vertrag von Brüssel enthält keine einschlä- 
gige Bestimmung — nicht möglich ist, so verspricht sich die 
Bundesregierung doch viel von einer freimütigen Aussprache. 

Der Ministerrat hat auf seiner letzten Sitzung in Den Haag am 
4 ,/5. Juli 1967 den Entwurf eines Schreibens an den Präsiden- 
ten der Versammlung der WEU gebilligt, in dem der Rat zu 
den Beziehungen zur Versammlung Stellung nimmt. Dieses 
Schreiben wird Außenminister Luns in seiner Eigenschaft als 
amtierender Ratsvorsitzender am 4. September 1967 in Rom 
dem Präsidenten der Versammlung der WEU, Herrn Badini 
Confalonieri, übergeben. 
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2. Wird sich die Bundesregierung im Rat der WEU dafür ein- 
setzen, daß in Zukunft dessen Berichte an die Versammlung 
melir und gründlichere Informationen enthalten? 

Die Bundesregierung hat den Vorwurf der Versammlung, die 
Berichterstattung des Rates über die politischen und wirt- 
schaftspolitischen Konsultationen der Ministertreffen sei wenig 
substantiiert, zur Kenntnis genommen. Sie teilt die Auffassung, 
daß die Jahresberichte des Rates mehr und gründlichere Infor- 
mationen enthalten sollten und wird dafür eintreten, daß künf- 
tig der politische Teil inhaltsreicher gestaltet wird. Eine gewüsse 
Schwierigkeit stellt in diesem Zusammenhang das Einstimmig- 
keitsprinzip dar, durch das in der Vergangenheit häufig eine 
klarere Stellungnahme verhindert werden konnte. Die Bundes- 
regierung wird sich im Rat auch in Zukunft dafür einsetzen, 
daß die Erwartungen der Versammlung der WEU erfüllt werden 
können. 


In Vertretung 

Lahr 
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